




brought to you by COREView metadata, citation and similar papers at core.ac.uk
provided by Sächsische Landesbibliothek - Staats- und Universitätsbibliothek...
Wohngeldrechtliche Regelungen der Bundesregierung 
Wohngeldgesetz vom 24.09.2008 (BGBl. I S. 1856), 
(WoGG)    zuletzt geändert durch Artikel 12 Abs. 2 des  
Gesetzes vom 24. März 2011 (BGBl. I S. 453)
Wohngeldverordnung i.d.F. der Bekanntmachung vom 19.10.2001 
(WoGV)  (BGBl. I S. 2722, zuletzt geändert durch
  Artikel 1 der VO vom 15.12.2008 (BGBl. I S. 2486)
Mietenstufen der Gemeinden  veröffentlicht in der 10. VO zur Änderung der 
ab 01.01.2009 Wohngeldverordnung vom 15.12.2008 (BGB. I S. 2486)
Wohngeld-Verwaltungs- vom 29.04.2009 
vorschrift 2009 (Bundesanzeiger vom 15. Mai 2009)
(WoGVwV 2009)




die Menschen leben gerne in unseren sächsischen Städten und 
Gemeinden. Auch, weil attraktives Wohnen in Sachsen ver-
gleichsweise günstig ist. Gerade für einkommensschwache Haus-
halte stellen Wohnkosten dennoch einen erheblichen Einschnitt 
in ihren Lebensunterhalt dar. Deswegen gilt unser besonderes 
Augenmerk der Unterstützung von Menschen mit niedrigem 
Einkommen. Wir wollen, dass sie bedarfsgerecht und bezahlbar 
wohnen können. 
Seit über 40 Jahren hilft das Wohngeld einkommensschwachen 
Mietern von Wohnungen und Inhabern von selbstgenutzten 
Eigenheimen oder Eigentumswohnungen, die angemessenen 
Wohnkosten selbst zu tragen. Das Wohngeldgesetz des Bundes 
regelt, wer Anspruch auf Wohngeld hat und es bestimmt die 
jeweilige Höhe des Zuschusses. Das Wohngeld ist ein zentrales 
Instrument der Wohnungspolitik. Bund und Länder teilen sich je 
zur Hälfte die Kosten für die Zuschüsse nach dem Wohngeldge-
setz. 
Auf Wohngeld besteht ein Rechtsanspruch. Jeder, der die Voraus-
setzungen erfüllt, sollte seinen Anspruch geltend machen. Die in 
dieser Broschüre enthaltenen Hinweise und Erläuterungen sollen 
Ihnen die hierzu notwendigen Informationen geben. Für darüber 
hinausgehende Fragen oder eine individuelle Beratung stehen 
Ihnen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den zuständigen 
Wohngeldbehörden gerne zur Verfügung.  
Markus Ulbig
Staatsminister des Innern 
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1. Was ist Wohngeld und wer erhält es?
Bürgerinnen und Bürger mit geringem Ein-
kommen müssen oft einen überdurchschnitt-
lich hohen Anteil davon für die Wohnkosten 
aufwenden. In diesen Fällen leistet der Staat 
finanzielle Hilfe, indem er Wohngeld gewährt. 
Das Wohngeld dient dazu, ein angemessenes 
und familiengerechtes Wohnen zu ermöglichen. 
Es deckt die Wohnkosten jedoch nicht in voller 
Höhe ab. Wohngeld wird als Zuschuss zur Miete 
oder Belastung gezahlt und jeweils zur Hälfte 
von Bund und Land finanziert. Wer zum Kreis 
der Berechtigten gehört, hat einen Rechtsan-
spruch auf Wohngeld. Die Voraussetzungen, 
nach denen Wohngeld geleistet wird, sind im 
Wohngeldgesetz geregelt. 
Voraussetzungen
Ob Sie Wohngeld in Anspruch nehmen können 
und in welcher Höhe, hängt nach § 4 des Wohn-
geldgesetzes von drei Faktoren ab:
1.  der Anzahl der zu berücksichtigenden Haus-
haltsmitglieder,
2.  der zu berücksichtigenden Miete oder Belas-
tung und 
3. dem Gesamteinkommen. 
Wohngeld für Mieter und Eigentümer von 
selbst genutztem Wohnraum
Wohngeld wird gewährt:
z  als Mietzuschuss für Mieter einer selbst ge-
nutzten Wohnung oder eines Zimmers,
z  als Lastenzuschuss für den Eigentümer ei-
nes selbst genutzten Eigenheimes oder einer 
selbst genutzten Eigentumswohnung.
Auch ausländische Bürger im Sinne des § 2 Ab-
satz 1 des Aufenthaltsgesetzes sind für Wohn-
geldleistungen antragsberechtigt, wenn sie sich 
im Bundesgebiet tatsächlich aufhalten und ein 
|  03
Aufenthaltsrecht, einen Aufenthaltstitel, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine Aufenthalts-
duldung vorweisen können.
Wohngeld als Mietzuschuss
Wohngeldberechtigt für einen Mietzuschuss ist 
jede natürliche Person, die Wohnraum gemie-
tet hat, diesen selbst nutzt und die Miete dafür 
aufbringt. Ihr gleichgestellt sind:
z  mietähnlich Nutzungsberechtigte, insbeson-
dere Inhaber eines mietähnlichen Dauer-
wohnrechts,
z  Personen, die in einem eigenen Haus mit 
mehr als zwei Wohnungen wohnen,
z  Bewohner eines Heimes im Sinne des Heim-
gesetzes oder entsprechender Gesetze der 
Länder, die nicht nur vorübergehend aufge-
nommen sind.
Wohngeld als Lastenzuschuss
Wohngeldberechtigt für einen Lastenzuschuss 
ist jede natürliche Person, die Eigentum an 
selbst genutztem Wohnraum hat und die Be-
lastung dafür aufbringt. Ihr gleichgestellt sind:
z  Personen mit einer Erbbauberechtigung,
z  Personen, die ein eigentumsähnliches Dau-
erwohnrecht, ein Wohnungsrecht oder ein 
Nießbrauchsrecht innehaben und
z  Personen, die Anspruch auf Bestellung oder 
Übertragung des Eigentums, des Erbbau-
rechts, des eigentumsähnlichen Dauerwohn-
rechts, des Wohnungsrechts oder des Nieß-
brauchs haben.
Leistungen für Bildung und Teilhabe
Seit Jahresbeginn 2011 erhalten Personen für 
Kinder, die bei der Bewilligung von Wohngeld 
berücksichtigt worden sind und für die Kinder-
geld bezogen wird, Leistungen für Bildung und 
Teilhabe nach dem Bundeskindergeldgesetz. 
Nähere Informationen zum Umfang der Leis-
tungen und zu deren Beantragung erhalten Sie 
bei den Verwaltungen der Städte, Gemeinden 
und Landkreise. 
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Kein Anspruch auf Wohngeld
Empfänger von Transferleistungen sowie die 
Mitglieder ihrer Bedarfsgemeinschaft sind 
seit dem 1. Januar 2005 vom Wohngeld aus-
geschlossen (Ausnahme siehe Seite 20 unter 
Besonderheiten, Ziffer 3). Deren angemesse-
ne Unterkunftskosten werden im Rahmen der 
jeweiligen Transferleistung berücksichtigt, so 
dass sich der Ausschluss vom Wohngeld für 
diesen Personenkreis nicht nachteilig auswirkt.
Vom Wohngeld ausgeschlossen sind Empfänger 
von:
z  Arbeitslosengeld II und Sozialgeld nach dem 
Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) - 
Grundsicherung für Arbeitssuchende -,
z  Zuschüssen nach § 22 Abs. 7 des SGB II (Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung für Stu-
denten oder Auszubildende),
z  Übergangsgeld in Höhe des Betrages des Ar-
beitslosengeldes II nach dem Sozialgesetz-
buch (SGB) Sechstes Buch (VI) - Gesetzliche 
Rentenversicherung -,
z  Verletztengeld in Höhe des Betrages des Ar-
beitslosengeldes II , Siebtes Buch Sozialge-
setzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung -,
z  Leistungen der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung nach dem Sozialge-
setzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) - Sozial-
hilfe -,
z  Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII,
z  Ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt oder 
anderen Hilfen in einer stationären Einrich-
tung, die den Lebensunterhalt umfassen, 
nach dem Bundesversorgungsgesetz oder 
nach einem Gesetz, das dieses für anwendbar 
erklärt,
z  Leistungen in besonderen Fällen und Grund-
leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz sowie
z  Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) 
Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe - 
in Haushalten, zu denen ausschließlich Emp-
fänger dieser Leistungen gehören, wenn bei 
der Berechnung der Leistung die Kosten der 
Unterkunft berücksichtigt worden sind.
Ebenfalls vom Wohngeld ausgeschlossen sind 
die bei der Bedarfsermittlung der Transferleis-
tung berücksichtigten Personen, da auch für sie 
die Unterkunftskosten bereits im Rahmen der 
Transferleistung eingerechnet wurden. Zu die-
sem Personenkreis gehören u. a.:
z  Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft eines 
Empfängers von Arbeitslosengeld II (z. B. 
nicht dauernd getrennt lebende Ehegatten 
und Lebenspartner; die dem Haushalt ange-
hörenden minderjährigen, unverheirateten 
Kinder, soweit sie nicht aus eigenem Ein-
kommen oder Vermögen die Leistungen zur 
Sicherung ihres Lebensunterhalts beschaffen 
können),
z  die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft eines 
Sozialhilfeempfängers,
z  bei Empfängern der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung die Ehegatten, Le-
benspartner oder Partner einer eheähnlichen 
Gemeinschaft, wenn diese bei der Ermittlung 
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der Grundsicherungsleistung (z. B. mit ihrem 
Einkommen) berücksichtigt wurden,
z  die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft von 
Empfängern ergänzender Hilfe zum Lebens-
unterhalt und 
z  Ehegatten und minderjährige Kinder von 
Leistungsempfängern nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz.
Vom Wohngeld ausgeschlossen ist auch derje-
nige, dessen Transferleistung auf Grund einer 
Sanktion nicht mehr gezahlt wird. 
Der Ausschluss vom Wohngeld beginnt in der 
Regel am Ersten des Monats, für den der Antrag 
auf eine Transferleistung gestellt worden ist. 
Wird der Antrag auf eine Transferleistung nicht 
vom Ersten eines Monats an gestellt, erfolgt der 
Ausschluss vom Wohngeld ab dem Ersten des 
nächsten Monats.
Der Ausschluss vom Wohngeld endet, wenn 
eine Transferleistung abgelehnt, versagt, ent-
zogen oder ausschließlich als Darlehen gewährt 
wird. Auf die Bestandskraft des ablehnenden 
Bescheides über die beantragte Transferleistung 
kommt es nicht an. Ein Ausschluss vom Wohn-
geld besteht nicht, wenn ein Antrag auf eine 
Transferleistung nicht gestellt bzw. ein bereits 
gestellter Antrag zurückgenommen oder auf 
bereits bewilligte Leistungen für die Zukunft 
verzichtet wird.
Wohngeldantrag 
Wohngeld können Sie nur erhalten, wenn Sie 
für sich oder für alle zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder einen Antrag stellen und 
die nach dem Wohngeldgesetz erforderlichen 
Voraussetzungen nachweisen. Wenn Sie wegen 
Bezug einer Transferleistung selbst vom Wohn-
geld ausgeschlossen sind, können Sie dennoch 
den Wohngeldantrag für nicht vom Wohngeld 
ausgeschlossene Haushaltsmitglieder stellen. 
Haben mehrere Haushaltsmitglieder den Miet-
vertrag gemeinsam unterschrieben oder sind 
mehrere Haushaltsmitglieder Eigentümer, ist 
von diesen der Wohngeldberechtigte (Antrag-
steller) zu bestimmen.
Entsprechende Antragsformulare erhalten Sie 
bei den Wohngeldbehörden, die sich im Frei-
staat Sachsen in allen Landratsämtern, den 
Kreisfreien Städten und in Gemeinden mit mehr 
als 20.000 Einwohnern befinden (siehe hierzu 
Seite 26/27). Die für Sie zuständige Wohngeld-
behörde wird Ihnen auf Ihren Antrag hin einen 
schriftlichen Bescheid erteilen. Für Ihre Fragen 
steht Ihnen Ihre örtliche Wohngeldbehörde zur 
Verfügung. 
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2. Wer ist Haushaltsmitglied?
Die Zahl der zu Ihrem Haushalt gehörenden Per-
sonen ist für die Wohngeldberechnung eine sehr 
wichtige Ausgangsgröße. Sie beeinflusst das zu 
berücksichtigende Gesamteinkommen und die 
zu berücksichtigende Miete bzw. Belastung.
Zu den Haushaltsmitgliedern zählen:
z  die wohngeldberechtigte Person (der/die An-
tragsteller/in) und
z  alle Personen, die mit der wohngeldberech-
tigten Person in einer Wohn- und Wirt-
schaftsgemeinschaft leben,
wenn der Wohnraum, für den Wohngeld bean-
tragt wird, der Mittelpunkt ihrer Lebensbezie-
hungen ist. Personen, die ihren Lebensmittel-
punkt in einem anderen Ort oder einer anderen 
Wohnung begründet haben, zählen nicht mehr 
zu dem Haushalt, für welchen Wohngeld bean-
tragt wurde.
Ausländische Bürger sind nur dann Haushalts-
mitglieder, wenn sie sich gemäß dem Aufent-
haltsgesetz im Bundesgebiet tatsächlich auf-
halten und über ein Aufenthaltsrecht, einen 
Aufenthaltstitel, eine Duldung oder eine Auf-
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enthaltsgestattung nach dem Asylverfahrens-
gesetz verfügen.
Wohngemeinschaft
Eine reine Wohngemeinschaft liegt vor, wenn 
Personen Wohnraum gemeinsam bewohnen, 
aber nicht gemeinsam wirtschaften.
Wirtschaftsgemeinschaft 
Eine Wirtschaftsgemeinschaft liegt vor, wenn 
Personen sich ganz oder teilweise gemeinsam 
mit dem täglichen Lebensbedarf versorgen. Sie 
wird immer dann vermutet, wenn Personen in 
einer Wohngemeinschaft leben. 
Veränderung der Haushaltsgröße
Erhöht sich die Zahl der Haushaltsmitglieder, 
z. B. durch die Geburt eines Kindes oder wenn 
ein Haushaltsmitglied nicht mehr vom Wohn-
geld ausgeschlossen ist oder eine Person in den 
Haushalt aufgenommen wird, kann das bewil-
ligte Wohngeld auf Antrag neu festgesetzt wer-
den.
Eine Verringerung der Haushaltsgröße, z. B. 
durch den Auszug eines oder mehrerer Haus-
haltsmitglieder aus der Wohnung, ist der 
Wohngeldbehörde immer zu melden - dieser 
Umstand führt zu einer Neuberechnung der 
Wohngeldhöhe. 
Ist ein Haushaltsmitglied verstorben, wird für 
die Dauer von 12 Monaten nach dem Sterbe-
monat die alte Haushaltsgröße bei den Höchst-
beträgen für Miete oder Belastung weiter zu 
Grunde gelegt. Wird allerdings die Wohnung vor 
Ablauf dieser 12 Monate aufgegeben oder die 
Zahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmit-
glieder erhöht sich wieder auf den Stand wie vor 
dem Todesfall, gilt die alte Haushaltsgröße nur 
bis zum Zeitpunkt des Wohnungswechsels oder 
dem Zuzug des Haushaltsmitgliedes. Die Todes-
fallvergünstigung gilt nicht für vom Wohngeld 
ausgeschlossene Haushaltsmitglieder.
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3.  Wie hoch darf Ihr zu berücksichti-
gendes Gesamteinkommen sein?
Die Einkommensermittlung nach dem Wohn-
geldgesetz geht vom steuerrechtlichen Ein-
kommensbegriff aus. Danach ist die Summe 
der steuerpflichtigen positiven Einkünfte im 
Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommen-
steuergesetzes (EStG) maßgebend, ergänzt um 
einen Katalog von im Wohngeld zu beachtender 
steuerfreier Einnahmen. Es ist der Begriff des 
Gesamteinkommens maßgebend. Dies ist die 
Summe der Jahreseinkommen aller zu berück-
sichtigenden Haushaltsmitglieder abzüglich 
von Freibeträgen und Beträgen für Unterhalts-
leistungen.
Das monatliche Gesamteinkommen, ein Zwölf-
tel des Gesamteinkommens, muss unter einem 
bestimmten Höchstbetrag bleiben. Die Höchst-
beträge richten sich nach der Zahl der zu Ih-
rem Haushalt rechnenden (nicht vom Wohngeld 
ausgeschlossenen) Haushaltsmitglieder. Die für 
die jeweilige Haushaltsgröße geltenden Höchst-
beträge finden Sie beispielhaft in der Übersicht 
auf Seite 13 und 14.
Errechnen des Gesamteinkommens
Das anzurechnende Gesamteinkommen setzt 
sich zusammen aus der Summe der Jahresein-
kommen aller zum Haushalt rechnenden Per-
sonen abzüglich bestimmter Abzugsbeträge für 
Steuern, Beiträgen für Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung und Freibeträgen, z. B. we-
gen einer Behinderung. Die Höhe der Einkom-
men ist von allen zu berücksichtigenden Haus-
haltsmitgliedern nachzuweisen.
Kindergeld bleibt bei der Einkommensermitt-
lung außer Betracht, es sei denn, es wird von 
den kindergeldberechtigten Eltern an ein nicht 
im Haushalt wohnendes Kind weitergeleitet.
Als Jahreseinkommen ist das Einkommen zu 
Grunde zu legen, das zum Zeitpunkt der An-
tragstellung im Bewilligungszeitraum zu erwar-
ten ist (Prognose). Hierzu können auch die Ver-




Einkünfte nach § 2 Abs. 1 und 2 EStG sind bei 
den Einkunftsarten
z  Land- und Forstwirtschaft
z  Gewerbebetrieb
z  selbstständige Arbeit 
der Gewinn
und bei den Einkunftsarten 
z  nichtselbstständige Arbeit
z  Kapitalvermögen
z  Vermietung und Verpachtung
z  sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 EStG
der Überschuss der Einnahmen über die Wer-
bungskosten.
Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Betriebsvermögen am Schluss des Wirt-
schaftsjahres und dem Betriebsvermögen am 
Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjah-
res, vermehrt um den Wert der Entnahmen (wie 
Barentnahmen) und vermindert um den Wert 
der Einlagen (wie Bareinzahlungen).
Abzugsfähige Aufwendungen zum Erwerb, zur 
Sicherung und Erhaltung des Einkommens sind 
bei den Einkünften aus Land- und Forstwirt-
schaft, Gewerbebetrieb und selbstständiger 
Arbeit die Betriebsausgaben und bei Einkünften 
aus nichtselbstständiger Arbeit, Kapitalvermö-
gen, Vermietung und Verpachtung sowie sons-
tigen Einkünfte die Werbungskosten. 
Werbungskosten sind insbesondere Aufwen-
dungen des Arbeitnehmers für Fahrten zwi-
schen der Wohnung und Arbeitsstätte, Beiträge 
zu Berufsständen, Aufwendungen für Arbeits-
mittel sowie notwendige Mehraufwendungen 
bei beruflich bedingter doppelter Haushalts-
führung. Als Werbungskosten von Löhnen und 
Gehältern sind im Jahr mindestens pauschal 
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z. Z. 920 Euro und, von steuerpflichtigen Alters- 
oder Witwenrenten mindestens pauschal z. Z. 
102 Euro absetzbar. Erwerbsbedingte Kinderbe-
treuungskosten sind gesondert abzuziehen.
Verluste bei einer Einkunftsart können nicht 
durch Absetzungen von anderen Einnahmen 
oder von den Einnahmen eines anderen Haus-
haltsmitgliedes ausgeglichen werden. Zusätz-
lich zu den steuerpflichtigen positiven Einkünf-
ten sind die im Wohngeldgesetz ausdrücklich 
aufgeführten steuerfreien Einnahmen dem 
Jahreseinkommen der einzelnen zu berücksich-
tigenden Haushaltsmitglieder hinzuzurechnen, 
da sie dem jeweiligen Haushalt zur Lebensfüh-
rung zur Verfügung stehen.
Von dem ermittelten Jahreseinkommen sind fol-
gende Beträge abzuziehen:
Ein pauschaler Betrag von 6 Prozent. 
Werden vom Einkommen Steuern, Pflichtbeiträ-
ge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversi-
cherung oder Pflichtbeiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung gezahlt, wird statt des 
pauschalen Betrages von 6 Prozent ein Abzug 
wie folgt gewährt, 
z  10 Prozent für die Zahlung Steuern vom Ein-
kommen,
z  10 Prozent für die Zahlung von Pflichtbeiträ-
gen zur gesetzlichen Kranken- und Pflegever-
sicherung,
z  10 Prozent für die Zahlung von Pflichtbeiträ-
gen zur gesetzlichen Rentenversicherung.
Den Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Kranken- 
und Rentenversicherung sind laufende Beiträge 
zu öffentlichen oder privaten Versicherungen 
mit entsprechender Zweckbestimmung gleich-
gestellt. Dies sind z. B. freiwillige Beiträge zur 
gesetzlichen Kranken- oder Rentenversicherung 
sowie Beiträge zu privaten Krankenversicherun-
gen oder Beiträge für Lebensversicherungen, 
soweit sie von einem Haushaltsmitglied für sich 
oder ein zum Haushalt rechnendes Haushalts-
mitglied entrichtet werden. Sie dürfen nicht 
abgezogen werden, wenn eine im Wesentlichen 
beitragsfreie Sicherung oder eine Sicherung, für 
die Beiträge von einem Dritten geleistet werden, 
besteht.
Was kann noch abgezogen werden?
Bei der Ermittlung des Gesamteinkommens 
können insbesondere noch folgende  Beträge 
abgezogen werden:
z  ein jährlicher Freibetrag in Höhe von 1.500 
Euro für jedes schwerbehinderte zu berück-
sichtigende Haushaltsmitglied mit einem 
Grad der Behinderung von 100 Prozent oder 
von wenigstens 80 Prozent, wenn derjenige 
pflegebedürftig im Sinne des § 14 SGB XI ist 
und sich gleichzeitig in häuslicher oder teil-
stationärer Pflege oder Kurzzeitpflege befin-
det,
z  ein jährlicher Freibetrag in Höhe von 1.200 
Euro für jedes schwerbehinderte zu berück-
sichtigende Haushaltsmitglied mit einem 
Grad der Behinderung von unter 80 Prozent, 
wenn derjenige pflegebedürftig im Sinne des 
§ 14 SGB XI ist und sich gleichzeitig in häus-
licher oder teilstationärer  Pflege oder Kurz-
zeitpflege befindet,
z  ein Freibetrag für jedes nicht vom Wohngeld 
ausgeschlossene Kind in Höhe seines eige-
nen Einkommens, jedoch höchstens 600 Euro 
jährlich, wenn das Kind mindestens 16 Jahre, 
aber noch nicht 25 Jahre alt ist,
z  ein Freibetrag von 600 Euro jährlich, für jedes 
Kind unter 12 Jahren, wenn der Antragsteller 
allein mit noch nicht volljährigen Haushalts-
mitgliedern zusammenwohnt und wegen 
Erwerbstätigkeit oder Ausbildung nicht nur 
kurzfristig von der Wohnung abwesend ist,
z  ein Freibetrag in Höhe von 750 Euro für jedes 
zu berücksichtigende Haushaltsmitglied, das 
|  11
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
oder ihm im Sinne des Bundesentschädi-
gungsgesetzes gleichgestellt ist.
Für Aufwendungen zur Erfüllung gesetzli-
cher Unterhaltsverpflichtungen können bei 
der Ermittlung des Gesamteinkommens ab-
gezogen werden:
z  die jährlichen Aufwendungen zur Erfüllung 
gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen, die in 
einer notariell beurkundeten Unterhaltsver-
einbarung, einem Unterhaltstitel oder einem 
Bescheid festgehalten sind, bis zu dem darin 
festgelegten Betrag, ansonsten
z  ein Betrag in Höhe von bis zu 3.000 Euro 
jährlich für ein zu berücksichtigendes Haus-
haltsmitglied, welches wegen Berufsausbil-
dung auswärts wohnt,
z  ein Betrag in Höhe von bis zu 3.000 Euro jähr-
lich für ein Kind, welches Haushaltsmitglied 
ist, wenn die Aufwendungen an das Kind bei 
dem anderen Elternteil geleistet werden,
z  ein Betrag von bis zu 6.000 Euro jährlich für 
einen früheren oder dauernd getrennt leben-
den Ehe- oder Lebenspartner, wenn dieser 
kein Haushaltsmitglied ist,
z  ein Betrag in Höhe von bis zu 3.000 Euro 
jährlich für eine sonstige Person, die kein 
Haushaltsmitglied ist.
 
Die nachfolgende Übersicht zeigt die sich nach 
den Haushaltsgrößen ergebenden Grenzen des 
monatlichen Gesamteinkommens, bei deren 
Überschreitung kein Wohngeldanspruch mehr 
besteht. Diese Einkommensgrenzen sind bei-
spielhaft für Wohnungen in Gemeinden mit 
den Mietenstufen I bis III aufgeführt (vgl. die 
Höchstbetragstabelle auf Seite 17). Bei Gemein-
den mit der Mietenstufe I ist die Einkommens-
grenze am geringsten. Mit zunehmender Mie-
tenstufe, also höheren Durchschnittsmieten, 
steigt die Einkommensgrenze. In den Tabellen 
finden Sie die Beträge des Bruttoeinkommens, 
die vor dem jeweils vorzunehmenden pauscha-
len Abzug von 6 bis 30 Prozent annähernd den 
Grenzen des Gesamteinkommens entsprechen. 
Wichtig: Wenn Sie absetzbare Beträge geltend 
machen können, wie z. B. Werbungskosten oder 
Freibeträge, können die zugelassenen Brut-
toeinkommen höher sein, ohne das dadurch 
die Grenze des jeweiligen Gesamteinkommens 
überschritten wird.
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Übersicht über Einkommensgrenzen  
für Wohnungen in Gemeinden mit der Mietenstufe I




Monatliches Bruttoeinkommen in Euro (ohne Kindergeld)  
vor einem pauschalen Abzug von ___ Prozent
 





6 Prozent 10 Prozent 20 Prozent 30 Prozent
1   830   867   975 1.114   780
2 1.117 1.167 1.313 1.500 1.050
3 1.394 1.456 1.638 1.871 1.310
4 1.819 1.900 2.138 2.443 1.710
5 2.106 2.200 2.475 2.829 1.980
6 2.383 2.489 2.800 3.200 2.240
7 2.681 2.800 3.150 3.600 2.520
8 2.968 3.100 3.488 3.986 2.790
Übersicht über Einkommensgrenzen 
für Wohnungen in Gemeinden mit der Mietenstufe II 




Monatliches Bruttoeinkommen in Euro (ohne Kindergeld)  
vor einem pauschalen Abzug von ___ Prozent





6 Prozent 10 Prozent 20 Prozent 30 Prozent
1 840   878 988 1.129 790
2 1.138 1.189 1.338 1.529 1.070
3 1.426 1.489 1.675 1.914 1.340
4 1.862 1.944 2.188 2.500 1.750
5 2.138 2.233 2.513 2.871 2.010
6 2.426 2.533 2.850 3.257 2.280
7 2.713 2.833 3.188 3.643 2.550
8 3.011 3.144 3.538 4.043 2.830
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Übersicht über Einkommensgrenzen  
für Wohnungen in Gemeinden mit der Mietenstufe III





Monatliches Bruttoeinkommen in Euro (ohne Kindergeld)  
vor einem pauschalen Abzug von ___ Prozent





6 Prozent 10 Prozent 20 Prozent 30 Prozent
1 851   889 1.000 1.143 800
2 1.170 1.222 1.375 1.571 1.100
3 1.436 1.500 1.688 1.929 1.350
4 1.894 1.978 2.225 2.543 1.780
5 2.170 2.267 2.550 2.914 2.040
6 2.457 2.567 2.888 3.300 2.310
7 2.745 2.867 3.225 3.686 2.580
8 3.032 3.167 3.563 4.071 2.850
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4.  Welche Miete oder Belastung  
ist zuschussfähig?
Neben der Höhe des Gesamteinkommens und 
der Zahl der zum Haushalt zählenden Personen 
ist die Höhe der zuschussfähigen Miete bzw. 
Belastung (siehe Tabelle auf Seite 17) entschei-
dend für die Berechnung des Wohngeldanspru-
ches.
Was ist Miete oder Belastung?
Um für Ihren Fall den zuschussfähigen Höchst-
betrag festzustellen, sollten Sie wissen, was 
unter Miete zu verstehen ist oder was zur Be-
lastung gehört und was nicht berücksichtigt 
werden darf.
Miete ist das vereinbarte Entgelt für die Ge-
brauchsüberlassung von Wohnraum auf Grund 
von Mietverträgen, Untermietverträgen oder 
ähnlichen Nutzungsverhältnissen. Was gehört 
noch zur Miete?
z  Kosten des (kalten) Wasserverbrauchs,
z  Kosten der Abwasser- und Müllbeseitigung,
z  Kosten der Treppenbeleuchtung,
z  Gebühren für das Kabelfernsehen.
Diese Kosten können der Miete auch dann zu-
geschlagen werden, wenn sie auf Grund des 
Mietvertrages oder einer ähnlichen Nutzungs-
vereinbarung nicht an den Vermieter, sondern 
direkt an einen Dritten (z. B. Gemeinde) bezahlt 
werden.
Nicht zur Miete gehören:
z  Betriebskosten für zentrale Heizungs- und 
Warmwasserversorgungsanlagen sowie zen-
traler Brennstoffversorgungsanlagen,
z  Kosten der eigenständig gewerblichen Liefe-
rung von Wärme und Warmwasser, insbeson-
dere in Form der sog. Fernheizung,
z  Untermietzuschläge,
z  Zuschläge für die Benutzung von Wohnraum 
zu anderen als zu Wohnzwecken,
z  Vergütungen für die Überlassung von Möbeln 
mit Ausnahme von üblichen Einbaumöbeln,
z  Vergütungen für die Überlassung einer Ga-
rage, eines Stellplatzes oder eines Hausgar-
tens.
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z  Der in 2009 und 2010 zu berücksichtigende 
Betrag für die Heizkosten wurde ab 2011 aus 
dem Wohngeldgesetz gestrichen.
Miete bei Heimen
Für Bewohner eines Heimes im Sinne des Heim-
gesetzes ist als Miete der sich aus der Tabelle 
auf Seite 17 ergebende Höchstbetrag zu Grunde 
zu legen.
Bei Wohnraum im eigenen Mehrfamilienhaus 
ist ein Mietwert anzusetzen.
Für eine selbst genutzte Wohnung im eigenen 
Mehrfamilienhaus mit mehr als zwei Wohnun-
gen ist anstelle der Miete der Mietwert des 
Wohnraumes zu Grunde zu legen. Das ist jener 
Betrag, der der Miete für vergleichbaren Wohn-
raum entspricht. Ist ein solcher Vergleich mit 
Wohnraum im Umfeld nicht möglich, muss der 
Mietwert geschätzt werden. 
Die Belastung bei Eigentümern von Eigenhei-
men, Eigentumswohnungen und anderen Eigen-
tumsformen ergibt sich aus den Aufwendungen 
für den Kapitaldienst und für die Bewirtschaf-
tung des Eigentums in vereinbarter oder festge-
setzter Höhe. Sie ist von der Wohngeldbehörde 
in einer Wohngeld-Lastenberechnung zu ermit-
teln. Von ihr kann abgesehen werden, wenn be-
reits die Belastung aus Zinsen und Tilgung den 
maßgebenden Höchstbetrag (siehe Tabelle auf 
Seite 17) erreicht oder übersteigt. Was gehört 
zur Belastung?
z  Ausgaben für den Kapitaldienst (Zinsen, Til-
gung usw.) für solche Fremdmittel, die dem 
Bau, der Verbesserung oder dem Erwerb des 
Eigentums gedient haben,
z  Instandhaltungs- und Betriebskosten in Höhe 
des gesetzlich festgelegten Pauschalbetrages
z  Grundsteuer,
z  zu entrichtende Verwaltungskosten.
Nicht zur Belastung gehören:
z  die anteiligen Aufwendungen für Wohnraum, 
der ausschließlich gewerblich oder beruflich 
genutzt wird,
z  die anteiligen Aufwendungen für Wohnraum, 
der ausschließlich einem anderen entgeltlich 
oder der unentgeltlich zum Gebrauch über-
lassen wird. Übersteigt das Entgelt für die 
Gebrauchsüberlassung die auf diesen Teil des 
Wohnraums entfallende Belastung, ist das 
Entgelt in voller Höhe von der Belastung ab-
zuziehen,
z  Leistungen aus öffentlichen Haushalten zur 
Aufbringung der Belastung, z. B. Aufwen-
dungszuschüsse im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaus, Eigenheimzulage (§ 11 Abs. 2 
Nr. 4 WoGG).
Zuschussfähige Höchstbeträge
Wohngeld wird nicht für unangemessen hohe 
Wohn- oder Belastungskosten gewährt. Die 
Miete – oder im Falle von Eigenheimen und Ei-
gentumswohnungen die Belastung – ist nur bis 
zu bestimmten Höchstbeträgen zuschussfähig. 
Diese Höchstbeträge können Sie der Tabelle auf 
Seite 17 entnehmen.
Die zuschussfähigen Höchstbeträge richten sich 
nach dem örtlichen Mietenniveau. Jede Ge-
meinde mit 10.000 und mehr Einwohnern und 
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die Kreise (mit allen Gemeinden unter 10.000 
Einwohnern) gehören entsprechend ihrem Mie-
tenniveau einer bestimmten Mietenstufe, die 
von I bis VI gestaffelt sind, an. Der Freistaat 
Sachsen verfügt lediglich über die Mietenstu-
fen I bis IV. Welcher Mietenstufe Ihre Gemeinde 
oder Ihr Kreis angehört, können Sie bei Ihrer 
Wohngeldbehörde erfragen.
Wohnen wohngeldberechtigte und vom Wohn-
geld ausgeschlossene Haushaltsmitglieder in 
einem Haushalt, kann – wie die Miete selbst – 
auch der Miethöchstbetrag nur anteilig berück-
sichtigt werden. Die Berücksichtigung erfolgt in 
der Höhe, der dem Anteil der wohngeldberech-
tigten Haushaltsmitglieder an der Gesamtzahl 
aller Personen des Haushalts entspricht.
Höchstbeträge für Miete und Belastung
Bei der Berechnung des Wohngeldes ist die Miete oder Belastung nach der Anzahl  
der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder und nach der Mietenstufe  
nur bis zu folgenden monatlichen Höchstbeträgen zu berücksichtigen:
















II 308 II 523
III 330 III 556
IV 358 IV 600
V 385 V 649





II 380 II 600
III 402 III 638
IV 435 IV 688
V 468 V 737
VI 501 VI 787
3
I 424
Mehrbetrag für jedes 
weitere zu 
berück sichtigende  
Haushaltsmitglied
I  66
II 451 II  72
III 479 III  77
IV 517 IV  83
V 556 V  88
VI 594 VI  99
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Zwei Beispiele für die Berechnung der zu-
schussfähigen Miete:
1.  Ein Alleinstehender bewohnt eine Altbau-
wohnung und zahlt eine monatliche Miete 
in Höhe von 250 Euro. Die Wohnung liegt in 
einer Gemeinde, die der Mietenstufe III ange-
hört. Der Höchstbetrag für die zuschussfähi-
ge Miete liegt bei 330 Euro und damit über 
der von ihm zu zahlenden monatlichen Miete. 
Bei der Wohngeldberechnung wird daher nur 
die tatsächlich zu zahlende Miete in Höhe 
von 250 Euro berücksichtigt.
2.  Für eine neu errichtete Wohnung im selben 
Ort beträgt die Miete 380 Euro im Monat. In 
diesem Fall wird bei der Wohngeldberech-
nung nur der Höchstbetrag für die zuschuss-
fähige Miete, nämlich 330 Euro, berücksich-
tigt. 
5. Wie hoch ist Ihr Wohngeld?
Das Wohngeld stellt nur einen Zuschuss zur 
Miete oder Belastung dar. Ein Teil der Aufwen-
dungen für den Wohnraum muss in jedem Fall 
vom Antragsteller und von den zu berücksich-
tigenden Haushaltsmitgliedern selbst getragen 
werden.
Wenn Sie die Anzahl der zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder, die Höhe des Gesamtein-
kommens und die Höhe der zuschussfähigen 
Miete oder Belastung ermittelt bzw. ausge-
rechnet haben, können Sie die Höhe des Ihnen 
zustehenden Wohngeldes aus einer für die je-
weilige Haushaltsgröße maßgebenden Tabellen 
ablesen. Die Wohngeldtabellen finden Sie in 
der Wohngeldverwaltungsvorschrift (Fundstelle 
siehe Titelrückseite). Es wird darauf hingewie-
sen, dass hinter den Tabellenwerten eine Formel 
steht, die in § 19 Absatz 1 des Wohngeldgeset-
zes festgelegt ist. 
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6.  Wie, wo und wann  
beantragen Sie Wohngeld? 
6.  Wie und wann  
wird darüber entschieden? 
6 . Wann ändert sich der Anspruch  
auf Wohngeld?
Wie?
Wohngeld erhalten Sie nur auf Antrag.
Wo?
Den Antrag stellen Sie bei der für Ihren Wohn-
sitz zuständigen Wohngeldbehörde in der 
Stadtverwaltung bzw. im Landratsamt (siehe 
Seite 26/27). Dort bekommen Sie die Antrags-
formulare. Die Mitarbeiter der Wohngeldbehör-
de erteilen Ihnen gern Auskunft und informie-
ren Sie über Ihre Rechte und Pflichten nach dem 
Wohngeldgesetz.
Wer?
Der Antrag muss vom Wohngeldberechtig-
ten gestellt werden. Wohngeldberechtigter ist 
derjenige, der den Mietvertrag unterschrieben 
hat, bzw. der Eigentümer eines Eigenheimes 
oder einer Eigentumswohnung ist und diese 
Wohnung oder das Eigenheim selbst bewohnt. 
Haben mehrere Personen den Mietvertrag un-
terschrieben oder sind mehrere Personen Eigen-
tümer und sind sie zugleich Haushaltsmitglie-
der, ist der Wohngeldberechtigte durch diese 
zu bestimmen. Antragsberechtigt ist auch ein 
vom Wohngeld ausgeschlossener Wohngeldbe-
rechtigter, wenn er für die nicht vom Wohngeld 
ausgeschlossenen Haushaltsmitglieder den An-
trag stellt. 
Wann?
Wichtig ist der Termin der Antragstellung, denn 
Wohngeld wird vom Ersten des Monats an ge-
währt, in welchem der Antrag bei der Wohn-
geldbehörde eingegangen ist. Für zurückliegen-
de Zeiträume gibt es bis auf wenige Ausnahmen 
kein Wohngeld.
Wie lange?
Wohngeld soll für zwölf Monate bewilligt wer-
den. Der Bewilligungszeitraum kann verkürzt 
werden, wenn abzusehen ist, dass sich die maß-
geblichen Verhältnisse vor Ablauf von zwölf 
Monaten erheblich ändern. Wenn Sie nach Ab-
lauf des Bewilligungszeitraumes weiter Wohn-
geld in Anspruch nehmen möchten, müssen Sie 
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es erneut beantragen (Weiterleistungsantrag). 
Stellen Sie den Weiterleistungsantrag möglichst 
etwa zwei Monate vor Ablauf des Bewilligungs-
zeitraumes. So können Sie dazu beitragen, dass 
eine Unterbrechung der Wohngeldzahlung ver-
mieden wird.
Nicht antragsberechtigt
Nicht antragsberechtigt sind allein stehende 
Wehrpflichtige für die Dauer des Grundwehr-
dienstes, es sei denn, die Mietbeihilfe nach § 7a 
Unterhaltssicherungsgesetz wurde abgelehnt. 
Dies gilt auch für freiwillig Wehrdienstleistende.
Ebenso nicht antragsberechtigt sind Haushalte, 
denen nur Personen angehören, die eine Aus-
bildung im Sinne des Bundesausbildungsför-
derungsgesetzes bzw. nach § 59 SGB III durch-
führen, z. B. Studenten, und denen über andere 
gesetzliche Regelungen staatliche Hilfen zum 
Wohnen bzw. zum Lebensunterhalt dem Grunde 
nach zustehen. Wohnen jedoch Betroffene mit 
vom Wohngeld ausgeschlossenen Haushalts-
mitgliedern in einem Haushalt, ist eine Antrags-
berechtigung gegeben.
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antragsberechtigt sind H ushalte, d en
nur Personen angehören, die eine A sbildung 
im Sinne de  Bundesausbildungsförderungsge-
setz s bzw. nach § 59 SGB III d chführen, z. B
Studen en, und denen über andere gesetzliche 
Regelungen staatliche Hilfen zum Wohnen bzw.
zum Lebensunterhalt dem G u de nach zuste
hen. Wohnen jedoch Betroffene mit vom Wohn
g ld aus eschlossenen Haushaltsmitgliedern in 
einem Haushalt, ist eine Antragsberechtigung
g ben.
Ein Wohngeldanspruch bes ht für Studenten
aber dann, wenn die o. g. Leistungen, aus-
schließlic  als Darlehen gewährt werden.
Besonderheiten
Der Zeitpunkt der Antragstellung und der Zeit-
punkt der Leistung des Wohngeldes können in 
Ausnahmefällen voneinander abweichen:
1.  Erhöhen sich rückwirkend die zuschussfähi-
gen Wohnkosten um mehr als 15 Prozent und 
haben die zum Haushalt rechnenden Perso-
nen die Erhöhung nicht zu vertreten, kann 
das Wohngeld noch bis zum Ablauf des auf 
die Kenntnis der Wohnkostenerhöhung fol-
genden Monats rückwirkend beantragt wer-
den.
2.  Wohngeld kann in bestimmten Fällen für ei-
nen zukünftigen Zeitpunkt beantragt werden, 
z. B. vor Bezugsfertigkeit der neuen Wohnung 
oder des Eigenheimes; allerdings wird das 
Wohngeld frühestens vom Beginn des Mo-
nats an geleistet, in dem die Wohnung bezo-
gen wird.
3.  Wird eine Transferleistung gezahlt, dann 
sind der Antragsteller und seine Bedarfs-
gemeinschaft vom Wohngeld ausgeschlos-
sen. Etwas anderes gilt nur dann, wenn die 
Transferleistung ausschließlich als Darlehen 
gewährt wird. Ein Ausschluss  vom Wohngeld 
ist weiterhin gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
des Wohngeldgesetzes dann nicht gegeben, 
wenn Bezieher von Transferleistungen durch 
Wohngeld die Hilfebedürftigkeit nach § 9 
SGB II, § 19 Abs. 1 und 2 SGB XII oder § 27a 
Bundesversorgungsgesetz vermeiden oder 
beseitigen  können. 
Bewilligungsbescheid
Über Ihren Wohngeldantrag entscheidet die 
örtliche Wohngeldbehörde schriftlich. Die Ent-
scheidung enthält eine Begründung und eine 
Rechtsbehelfsbelehrung. Falls für die Bear-
beitung des Antrages längere Zeit erforder-
lich ist, können nach Antragstellung unter 
bestimmten Voraussetzungen Vorschüsse auf 
das künftige Wohngeld gezahlt werden. Der 
Wohngeldberechtigte (Antragsteller) ist im 
Übrigen verpflichtet, bis zum Erhalt des Bewil-
ligungsbescheides gemäß § 27 Abs. 2 WoGG 
die Wohngeldbehörde von allen Änderungen 
zu unterrichten, die die Leistung und Höhe des 
Wohngeldes beeinflussen können.
Zahlungsweise
Das Wohngeld wird an den Wohngeldberechtig-
ten einmal im Monat im Voraus gezahlt. Kann 
die Wohngeldbearbeitung nicht im Monat der 
Antragstellung abgeschlossen werden, erhält 
der Antragsteller mit Beginn der laufenden 
Wohngeldzahlung eine Nachzahlung für die zu-
rückliegenden Monate.
Die Wohngeldzahlung erfolgt bargeldlos auf ein 
vom Empfänger angegebenes Konto bei einem 
inländischen Geldinstitut. Ist ein solches nicht 
vorhanden, kann das Wohngeld unter Abzug der 
Auszahlungskosten an den Wohnort des Emp-
fängers übermittelt werden. Ein Abzug erfolgt 
nicht, wenn der Wohngeldempfänger nach-
weist, dass ihm die Einrichtung eines Kontos bei 
einem Geldinstitut ohne eigenes Verschulden 
nicht möglich ist.
Das Wohngeld kann mit schriftlicher Einwilli-
gung des Wohngeldberechtigten, in wenigen 
Ausnahmefällen auch ohne diese Einwilligung, 
an eine zum Haushalt rechnende Person oder 
den Empfänger der Miete gezahlt werden. Unter 
bestimmten Voraussetzungen kann der Wohn-
geldanspruch auch gepfändet oder übertragen 
werden.
Mögliche Erhöhung oder Verminderung des 
Wohngeldes
In der Regel bleibt die Höhe des Wohngeldes 
während des laufenden Bewilligungszeitraumes 
unverändert. Es ist jedoch innerhalb des Bewil-
ligungszeitraumes eine Erhöhung des Wohngel-
des auf Antrag möglich, wenn
z  sich die Zahl der zum Haushalt zählenden 
Personen erhöht hat (z. B. durch Zuzug einer 
Person oder Geburt eines Kindes),
z  die zuschussfähige Miete oder Belastung um 
mehr als 15 Prozent gestiegen ist  
(siehe dazu unter „Besonderheiten“, Seite 20),
z  sich das Gesamteinkommen um mehr als 15 
Prozent verringert hat.
Darüber hinaus regelt das Wohngeldgesetz im 
Umkehrschluss, dass von Amts wegen in den 
Fällen, in denen einzelne zu berücksichtigen-
de Haushaltsmitglieder aus der Wohnung/dem 
Gebäude ausziehen, sich die Miete oder Belas-
tung um mehr als 15 Prozent verringert oder 
das Gesamteinkommen um mehr als 15 Pro-
zent erhöht, das Wohngeld auch während eines 
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laufenden Bewilligungszeitraumes abzusenken 
bzw. zurückzufordern ist. 
Unwirksamkeit des Wohngeldbescheides
Unter bestimmten Voraussetzungen kann ein 
Wohngeldbescheid vor Ablauf des Bewilli-
gungszeitraumes unwirksam werden – vor al-
lem dann, 
z  wenn der Antragsberechtigte und alle Haus-
haltsmitglieder die Wohnung, für die Wohn-
geld bewilligt worden ist, nicht mehr benut-
zen, darunter zählt auch ein Umzug innerhalb 
des Hauses, 
  oder 
z  das Wohngeld nicht zur Bestreitung der 
Wohnkosten verwendet wird. 
Der Wohngeldbescheid verliert des Weiteren 
seine Wirksamkeit von Gesetzes wegen, wenn 
ein bisher zu berücksichtigendes Haushaltsmit-
glied eine Transferleistung (z. B. Arbeitslosen-
geld II oder Sozialhilfe) erhält. Der Wohngeldbe-
rechtigte oder der Empfänger des Wohngeldes 
ist von der Unwirksamkeit des Wohngeldbe-
scheides in Kenntnis zu setzen. Für verbleibende 
zu berücksichtigende Haushaltsmitglieder wird 
auf Antrag erneut Wohngeld bewilligt.
Mitteilungspflichten des Wohngeldberechtigten
Der Wohngeldberechtigte und das Haushalts-
mitglied, an welches das Wohngeld gezahlt 
wird, sind verpflichtet, der Wohngeldbehörde 
unverzüglich mitzuteilen, wenn sich die Anzahl 
der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglie-
der auf mindestens ein zu berücksichtigendes 
Haushaltsmitglied verringert (also, wenn ein 
oder mehrere Haushaltsmitglieder ausziehen) 
oder sich die Anzahl der vom Wohngeld aus-
geschlossenen Haushaltsmitglieder erhöht. Des 
Weiteren, wenn sich die monatliche Miete oder 
Belastung um mehr als 15 Prozent gegenüber 
der im Bewilligungsbescheid genannten Miete 
oder Belastung verringert oder die Summe aus 
den monatlichen positiven Einkünften und Ein-
nahmen aller zu berücksichtigenden Haushalts-
mitglieder um mehr als 15 Prozent gegenüber 
dem im Bewilligungsbescheid genannten Betrag 
erhöht; dies gilt auch dann, wenn sich der Be-
trag durch Einzug eines zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitgliedes um mehr als 15 Prozent 
erhöht.
Kommt der Wohngeldberechtigte oder das 
Haushaltsmitglied, an welches das Wohngeld 
gezahlt wird, seiner Mitteilungspflicht nicht 
nach, kann dies mit einer Geldbuße geahndet 
werden.
Kein Wohngeldanspruch
Ein Antrag auf Wohngeld hat in folgenden Fäl-
len keine Aussicht auf Erfolg:
z  wenn alle Haushaltsmitglieder vom Wohn-
geld ausgeschlossen sind,
z  wenn für eine von mehreren Wohnungen be-
reits Wohngeld geleistet oder eine vergleich-
bare Leistung erbracht wird,
z  wenn der Wohnraum für den Wohngeld be-
antragt wird, nicht der Mittelpunkt der Le-
bensbeziehung ist ,
z  wenn die Inanspruchnahme missbräuchlich 
wäre, insbesondere wegen erheblichen Ver-
mögens,
z  wenn das Wohngeld weniger als 10 Euro mo-
natlich betragen würde.
Anfechtung des Wohngeldbescheides
Halten Sie den erteilten Wohngeldbescheid für 
nicht zutreffend, so können Sie dagegen vorge-
hen. Welcher Rechtsbehelf in diesem Fall zuläs-
sig ist, innerhalb welcher Frist und bei welcher 
Stelle Sie ihn einlegen müssen, geht aus der im 
Bescheid enthaltenen Rechtsbehelfsbelehrung 
hervor.
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7.  Welcher Datenabgleich wird mit  
anderen Behörden durchgeführt?
Die Wohngeldbehörden sind berechtigt, zur 
Vermeidung rechtswidriger Inanspruchnahme 
von Wohngeld die Angaben des Antragstellers 
und seiner Haushaltsmitglieder mittels eines 
automatisierten Datenabgleichs dahingehend 
zu überprüfen,
z  ob und für welchen Zeitraum bereits Wohn-
geld beantragt oder empfangen wurde,
z  ob und für welchen Zeitraum zum Ausschluss 
vom Wohngeld führende Transferleistungen 
beantragt oder empfangen werden oder wur-
den,
z  ob und welche Kapitaleinkünfte dem Bun-
deszentralamt für Steuern gemeldet worden 
sind,
z  ob und von welchem Zeitpunkt an Arbeitslo-
sengeld eingestellt wurde,
z  ob und von welchem Zeitpunkt an die Wohn-
geldempfänger nicht mehr in der Wohnung 
wohnen, für die Wohngeld geleistet wurde,
z  ob und für welchen Zeitraum eine Versiche-
rungspflicht nach dem SGB IV oder wegen 
einer geringfügigen Beschäftigung besteht 
oder bestand und
z  ob und in welcher Höhe Leistungen der Ren-
ten- und Unfallversicherungen gezahlt wor-
den sind.
Durch diese Überprüfungen kann die Wohngeld-
behörde z. B. ermitteln, ob Wohngeld mehrfach 
bezogen wird, ob gleichzeitig zum Ausschluss 
vom Wohngeld führende Transferleistungen 
bezogen werden, ob Zinsen oder Dividenden 
bei der wohngeldrechtlichen Einkommenser-
mittlung zutreffend angegeben wurden, ob bei 
ursprünglicher Arbeitslosigkeit die Zahlung von 
Arbeitslosengeld eingestellt wurde (z. B. auf 
Grund der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit), ob 
die ursprüngliche Wohnung, für die Wohngeld 
geleistet wurde, noch tatsächlich genutzt wird 
und ob jemand einer geringfügigen Beschäfti-
gung nachgeht oder nachging.
Die Überprüfung ist bis zum Ablauf von zehn 
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9.  Wohngeldbehörden in der  
sächsischen Verwaltung
Landesdirektion Sachsen, Standort Chemnitz
In der Kreisfreien Stadt Chemnitz
Für den Landkreis Erzgebirgskreis in der Stadt Aue
Für den Landkreis Mittelsachsen in der Stadt Mittweida
Für den Landkreis Vogtlandkreis in der Stadt Auerbach
Für den Landkreis Zwickau in der Stadt Zwickau












Landesdirektion Sachsen, Standort Dresden
In der Landeshauptstadt Dresden
Für den Landkreis Bautzen in der Stadt Bautzen
Für den Landkreis Görlitz in der Stadt Löbau
Für den Landkreis Meißen in der Stadt Meißen
Für den Landkreis Sächsische Schweiz – Osterzgebirge in der Stadt Pirna










Landesdirektion Sachsen, Standort Leipzig
In der Kreisfreien Stadt Leipzig
Für das Landratsamt des Landkreises Leipzig Sitz Borna / Grimma
Für das Landratsamt des  Landkreises Nordsachsen  Sitz Torgau / Delitzsch/ 
Oschatz
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